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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 
(1 . Ausschuß) 


Änderung der Immunitätsvorschriften 

(§ 107 GO-BT; Beschluß des Deutschen Bundestages betreffend Aufhebung 
der Immunität von Mitgliedern des Bundestages gemäß Anlage 6 GO-BT) 


A. Problem 

Im Laufe der 10. Wahlperiode und beim Wechsel zur 11, Wahlpe- 
riode des Deutschen Bundestages wurden für die Behandlung von 
Immunitätsangelegenheiten Verfahrensschwierigkeiten erkannt, 
die nach dem bisher geltenden Geschäftsordnungsrecht des Deut- 
schen Bundestages nicht ohne weiteres zufriedenstellend zu lösen 
sind. 


B. Lösung 

Ergänzung von § 107 der Geschäftsordnung sowie des Beschlusses 
des Deutschen Bundestages betreffend Aufhebung der Immunität 
von Mitgliedern des Bundestages gemäß Anlage 6 GO-BT. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

Verzicht auf eine Änderung der Geschäftsordnung des Deutschen 
Bundestages oder Regelung im Abgeordnetengesetz. 


D. Kosten 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 2. Juli 1980 (BGBl. I S. 1237), zuletzt geändert laut Bekanntmachung 
vom 18. Dezember 1986 (BGBl. 1987 I S. 147), wird wie folgt geändert: 

1. § 107 „Immunitätsangelegenheiten" wird wie folgt ergänzt: 

„(3) Die Beratung über eine Beschlußempfehlung ist an Fristen nicht gebun- 
den. Sie soU frühestens am dritten Tage nach Verteilung der Vorlage (§ 75 Abs. 1 
Buchstabe h) beginnen. Ist die Beschlußempfehlung noch nicht verteilt, wird sie 
verlesen. 

(4) Vor der Konstituierung des Ausschusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung kann der Präsident dem Bundestag in Immunitätsangelegen- 
heiten unmittelbar eine Beschlußempfehlung vorlegen. " 

2. Der „Beschluß des Deutschen Bundestages betr. Aufhebung der Immunität von 
Mitgliedern des Bundestages" gemäß Anlage 6 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 des Beschlusses wird um den folgenden 4. Absatz ergänzt: 

„Ist zu Beginn einer Wahlperiode die Fortsetzung eines Strafverfahrens gegen 
ein Mitglied des Bundestages zu genehmigen, gegen das der vorhergehende 
Bundestag die Durchführung dieses Strafverfahrens bereits genehmigt hat, 
kann im Wege der Vorentscheidung verfahren werden. " 

b) Nach Nummer 4 wird eingefügt: 

„5. Ist der Vollzug einer angeordneten Durchsuchung oder Beschlagnahme 
gegen ein Mitglied des Bundestages genehmigt, ist der Präsident beauf- 
tragt, die Genehmigung mit der Auflage zu verbinden, daß beim Vollzug 
der Zwangsmaßnahme ein anderes Mitglied des Bundestages und — falls 
die Vollstreckung in Räumen des Bundestages erfolgen soll — ein zusätz- 
licher Vertreter des Präsidenten anwesend sind; das Mitglied des Bundes- 
tages benennt der Präsident im Benehmen mit dem Vorsitzenden der 
Fraktion des Mitgliedes des Bundestages, gegen das der Vollzug von 
Zwangsmaßnahmen genehmigt ist. 

6. Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung kann 
im Wege der Vorentscheidung das Verlangen des Bundestages auf Aus- 
setzung eines Verfahrens gemäß Artikel 46 Abs. 4 des Grundgesetzes her- 
beiführen. " 

c) Nummer 5 wird Nummer 7. 


Bonn, den 12. November 1987 


Der Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäftsordnung 


Porzner 

Vorsitzender 


Buschhorn 

Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Buschbom 


1. Das geltende Immunitätsrecht des Deutschen Bun- 
destages findet seine Rechtsgrundlage in Arti- 
kel 46 GG. Eine umfassende gesetzliche Regelung 
des Immunitätsrechts liegt bisher nicht vor. Es gibt 
freilich einzelne gesetzliche Verfahrensvorschrif- 
ten wie § 78 b Abs. 2 StGB oder § 152 a StPO. Das 
Immunitätsrecht ist aber in § 107 der Geschäftsord- 
nung des Deutschen Bundestages sowie in deren 
Anlage 6 näher ausgestaltet, die in einen Beschluß 
des Deutschen Bundestages betreffend Aufhebung 
der Immunität von Mitgliedern des Bundestages 
sowie in Grundsätze in Immunitätsangelegenhei- 
ten unterteilt ist; diese Grundsätze werden vom 
Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Ge- 
schäftsordnung jeweils zu Beginn einer Wahlpe- 
riode gemäß § 107 Abs. 2 der Geschäftsordnung 
beschlossen. Vorschriften zum Immunitätsrecht 
enthalten auch die von dem Bundesminister der 
Justiz und den Landesjustizverwaltungen be- 
schlossenen Richtlinien für das Strafverfahren und 
das Bußgeldverfahren (RiStBV) im XI. Abschnitt 
unter den Nummern 191 bis 192 b (Bekanntma- 
chung vom 17. September 1987 im Bundesanzeiger 
vom 29. September 1987, Nr. 181, S. 13361). Au- 
ßerdem hat der Bundesminister des Innern ein 
Rundschreiben zur Indemnität und Immunität der 
Abgeordneten in Polizeiangelegenheiten veröf- 
fentlicht und in seinem Geschäftsbereich als Erlaß 
in Kraft gesetzt (GMBl. 1983 S. 37-40). 

Das Immunitätsrecht ist immer noch ein unver- 
zichtbarer Bestandteil des Parlamentsrechts. Es 
wird zwar vielfach vorgeschlagen, lediglich das In- 
stitut der Indemnität (Artikel 46 Abs. 1 GG) beizu- 
behalten. Demgegenüber läßt sich aber nicht über- 
sehen, daß die Arbeits- und Funktionsfähigkeit des 
Bundestages empfindlich gestört werden könnte, 
wenn Strafverfolgungsmaßnahmen und sonstige 
Zwangsmaßnahmen gegen Abgeordnete ohne Ge- 
nehmigung des Bundestages verhängt werden 
könnten. Die über diese Praxis weit hinausgehende 
Übung des Europäischen Parlaments immunitäts- 
rechtliche Genehmigungen schon dann nicht zu 
erteilen, wenn die vorgeworfene Straftat im Zu- 
sammenhang mit der Mandatsausübung steht, legt 
es zudem nahe, an der Immunität auch von Mitglie- 
dern des Bundestages festzuhalten. Schon jetzt 
kann es zu Ungleichbehandlungen von Mitglie- 
dern des Bundestages und des Europäischen Parla- 
ments kommen, was in der Öffentlichkeit zu vielfa- 
chen Spekulationen Anlaß geben kann. Dem 
würde verstärkt Vorschub geleistet, wenn auf der 
nationalen Ebene nur der Indemnitätsschutz ver- 
bliebe, auf der europäischen Ebene aber weitge- 
hend Genehmigungen zur Strafverfolgung versagt 
werden. 

Dem Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung ist darüber hinaus mehrfach 


aufgefallen, daß eine zufriedenstellende Problem- 
lösung immunitätsrechtlicher Fälle nur über ge- 
setzliche Vorschriften zu erreichen wäre, die bei- 
spielsweise ins Abgeordnetengesetz aufgenom- 
men werden könnten. Der Ausschuß hat — an- 
knüpfend an Beratungen in früheren Wahlperio- 
den — sich deshalb die Frage vorgelegt, in wel- 
chen Fällen ein Bedarf nach einer gesetzlichen Re- 
gelung des Immunitätsrechts erkennbar ist. 

2. Die vorgeschlagenen Ergänzungen zu § 107 GO- 
BT dienen einer zweckmäßigeren Abwicklung der 
Immunitätsangelegenheiten. 

Schon bisher war es vielfach notwendig und üblich, 
bei Beschlußempfehlungen in Immunitätsangele- 
genheiten von der Fristbestimmung des § 78 Abs. 5 
GO-BT abzuweichen. Die für Absatz 3 vorgese- 
hene Regelung enthält den Grundsatz, daß Immu- 
nitätsangelegenheiten kurzfristig im Plenum bera- 
ten werden können, ohne daß es dafür einer Ab- 
weichung von der Geschäftsordnung im konkreten 
Einzelfall bedarf. Gleichzeitig wird für nicht eilbe- 
dürftige Immunitätsfälle, um die es sich nach aller 
bisherigen Erfahrung in der Regel handelt, die For- 
derung aufgestellt, es bei der üblichen Frist für die 
Behandlung von Vorlagen an das Plenum des Bun- 
destages zu belassen. Sofern aber der Bundestag 
kurzfristig über eine Beschlußempfehlung des 
1. Ausschusses entscheiden muß, wird für den Not- 
malfall davon ausgegangen, daß die Beschlußemp- 
fehlung schriftlich verteilt werden kann. Es kann 
aber auch Fälle geben, in denen der Bundestag für 
seine Entscheidung die schriftliche Form der Be- 
schlußempfehlung nicht mehr abwarten kann. In 
diesen Fällen ist es erforderlich, daß der Bundestag 
vom Präsidenten die Beschlußempfehlung des 

I. Ausschusses mitgeteüt bekommt. 

In der Zeit zwischen der Konstituierung des Bun- 
destages und der Konstituierung des 1. Ausschus- 
ses können eilbedürftige Immunitätsfälle auftre- 
ten, die nicht bis zur Konstituierung des 1. Aus- 
schusses auf geschoben werden können. Dies kann 
beispielsweise bei Anträgen auf Durchsuchungen 
oder Beschlagnahmen der Fall sein. Zur Lösung 
solcher Fälle wird in dem vorgeschlagenen Ab- 
satz 4 in verallgemeinernder Form eine Anregung 
aufgegriffen, die in den Anträgen der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP auf Drucksache 11/1 und 
der Fraktion der SPD auf Drucksache 1 1/7 zur Wei- 
tergeltung von Geschäftsordnungen in der 

II. Wahlperiode enthalten ist. Die vereinfachte Be- 
schlußvorbereitung durch den Präsidenten ist ein 
geeigneter Weg, um den Bundestag handlungsfä- 
hig zu erhalten. 

3. Eine Ergänzung des Beschlusses in Immunitätsan- 
gelegenheiten gemäß Anlage 6 GO-BT empfiehlt 
sich aus drei Gründen. 
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Weil Genehmigungen zur Durchführung von Straf- 
verfahren nur für die laufende Wahlperiode erteilt 
werden können, ist es notwendig, die Immunität 
eines Abgeordneten erneut aufzuheben, wenn er 
in den neuen Bundestag wieder gewählt worden ist 
und das gegen ihn laufende Strafverfahren nicht 
vor Ablauf der letzten Wahlperiode abgeschlossen 
werden konnte. In diesen Fällen bietet es sich an, 
das schrifthche Abstimmungsverfahren des Bun- 
destages, das unter dem Begriff der Vorentschei- 
dung im geltenden Parlamentsrecht bereits einge- 
führt ist, auch bei der Entscheidung über den An- 
trag auf Genehmigung der Fortsetzung von Straf- 
verfahren anzuwenden. Es wird deshalb vorge- 
schlagen, die Nummer 3 des Beschlusses gemäß 
Anlage 6 GO-BT zu ergänzen. 

Dieses schrifthche Abstimmungsverfahren der 
Vorentscheidung kann auch bei Aussetzungsver- 
langen gemäß Artikel 46 Abs. 4 des Grundgesetzes 
im Einzelfalle die Entscheidung des Bundestages 
gegenüber dem übhchen Verfahren der Vorlage 
einer Beschlußempfehlung beschleunigen. Dies 
trifft zu, wenn die nächste Plenarsitzung nach der 
Verabschiedung der Beschlußempfehlung des 
1. Ausschusses nicht innerhalb von sieben Tagen 
nach der Mitteilung der Entscheidung des 1 . Aus- 
schusses stattfindet. Für diese Fälle würde sich die 
Wirkung eines Aussetzungsverlangens des Bun- 
destages ungebührhch verzögern, könnte die Ent- 
scheidung des Bundestages nicht im Wege der 
Vorentscheidung herbeigeführt werden. Es wird 
deshalb vorgeschlagen, in einer neuen Nummer 6 
des Beschlusses gemäß Anlage 6 GO-BT die Vor- 


entscheidung fakultativ bei Aussetzungsverlangen 
ausdrücklich zuzulassen. 

Schheßlich ist eine Klarstellung zum Genehmi- 
gungsverfahren bei Durchsuchungen und Be- 
schlagnahmen erforderhch. In den bisher anhängi- 
gen Immunitätsverfahren zur Genehmigung von 
Durchsuchungen oder Beschlagnahmen ist die Ge- 
nehmigungsentscheidung des Bundestages stets 
nüt einer vom Bundestagspräsidenten ausgespro- 
chenen Auflage verbunden worden, daß an den 
Zwangsmaßnahmen Mitgheder des Bundestages 
oder Angehörige der Bundes tagsverwaltung zu be- 
teiligen sind, die vom Präsidenten benannt werden. 
Die aus dem Immunitätsrecht in Verbindung mit 
einem eingeführten Parlamentsbrauch abzulei- 
tende Rechtsgrundlage dafür ist bei der Abwick- 
lung der vom 10. Deutschen Bundestag am Ende 
der Wahlperiode erteilten Genehmigung zur 
Durchführung von Durchsuchungen in Zweifel ge- 
zogen worden. Der Standpunkt des Bundestages 
und das von ihm angewandte Verfahren bedarf 
daher einer klarstellenden Erwähnung im Ge- 
schäftsordnungsrecht. Es wird deshalb vorgeschla- 
gen, diese parlamentsrechthche Klarstellung in ei- 
ner neuen Nummer 5 des Beschlusses gemäß An- 
lage 6 GO-BT vorzunehmen. Damit wird auch für 
die Fälle von Durchsuchungen und Beschlagnah- 
men gegen ein Mitglied des Bundestages in den 
Räumen des Bundestages erreicht, daß die zusätz- 
hch erforderliche Genehmigung des Präsidenten 
gemäß Artikel 40 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes 
in einem einzigen koordinierten Verfahren erteilt 
werden kann. 


Bonn, den 12. November 1987 


Buschbom 

Berichterstatter 
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